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Regionale Strompreisdisparitäten 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 17. März 1978 namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1 . Aus welchen Gründen ging die Bundesregierung - entgegen 
ihrer Ankündigung im Rahmen der Zweiten Fortschreibung 
des Energieprogramms auf die Probleme und Ursachen der 
regionalen Strompreisdisparitäten nicht ein? 

Entsprechend der Ankündigung in der Antwort (Anlage 45 des 
Protokolls der 37. Plenarsitzung vom 24. Juni 1977) auf die 
schriftliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Fuchs (Drucksache 
8/601, Frage 67) hat die Bundesregierung 1977 unter Beteiligung 
der Bundesländer die Novelle zum 3. Verstromungsgesetz er- 
arbeitet. Mit dieser Novelle ist die Belastung aus der Aus- 
gleichsabgabe auf die Strompreise durch eine Differenzierung 
des bisher bundeseinheitlichen Abgabesatzes nach Bundeslän- 
dern vergleichmäßigt worden. Die Bundesregierung hat damit 
ein die bestehenden Strompreisunterschiede verstärkendes 
Element der Energiepolitik beseitigt. Eine noch stärkere regio- 
nale Differenzierung der Ausgleichsabgabe war im Interesse 
der Verbraucher und der stromintensiven Industrie in den durch 
die Novelle ohnehin stärker belasteten Bundesländern nicht 
möglidi. 
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Die Novelle zum 3. Verstromungsgesetz wurde bereits am 
10. November 1977, also vor Verabschiedung der Zweiten Fort- 
schreibung des Energieprogramms am 14. Dezember 1977 vom 
Bundestag verabschiedet, so daß auf die regionale Bedeutung 
dieser Maßnahme in der Zweiten Fortschreibung des Energie- 
programms nicht mehr ausführlich eingegangen zu werden 
brauchte. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf die Aussagen in 
der Zweiten Fortschreibung des Energieprogrammes zur Kern- 
energie (Tz. 35), mit denen sie insbesondere die regionalen 
Aspekte des weiteren Baus von Kernkraftwerken, d. h. auch 
hinsichtlich der Verringerung der bestehenden Strompreisunter- 
schiede, betont hat. 


2. Welche Unterlagen hat die Bundesregierung über die regio- 
nalen Strompreisdisparitäten? 

Soweit Strompreise und deren Veränderungen der Energieauf- 
sicht der Länder unterliegen, sind sie der Bundesregierung zu- 
gänglich gemacht worden. Daneben verfügt die Bundesregie- 
rung über die allgemein zugänglichen Statistiken der entspre- 
chenden Fachverbände, z. B. VDEW und VEA. 


3. Welche Strompreisdifferenzen bestehen in der Bundesrepublik 
Deutschland zwischen den einzelnen Tarif gebieten? 

4. Welche Stromtarifgruppen sind von diesen Unterschieden 
besonders betroffen? 

Die Bandbreite der Strompreisdifferenzen hat sich in den letz- 
ten Jahren zunehmend verkleinert. Während Anfang T976 die 
maximale Differenz im Sonderabnehmerbereich ca. 15 v. H. über 
und ca. 12 v. H. unter dem Bundesdurchschnitt lag, ergeben sich 
nunmehr ca. 9 v. H. über und ca. 9,5 v. H. unter dem Durch- 
schnitt. Günstiger stellt sich die Situation bei den Tarif abneh- 
mern dar. Hier betrugen die Unterschiede 1976 8 v. H. über und 
7 V. H. unter dem Bundesdurchschnitt. Die Auswertung der letz- 
ten Strompreisveränderungen ist im Tarif abnehmerbereich noch 
nicht abgeschlossen. Es zeichnet sich eine leichte Reduzierung 
des Strompreisgefälles ab. Insgesamt ist eine konvergierende 
Tendenz sowohl im Sonder- als auch im Tarif abnahmebereich 
festzustellen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung diese Strompreisunter- 
schiede in regionalpolitischer und in wettbewerbspolitischer 
Hinsicht? 

Grundsätzlich ist die Herstellung gleicher Produktionsvoraus- 
setzungen keine wettbewerbspolitische Zielsetzung. Wettbe- 
werb geht vielmehr von den bestehenden Gegebenheiten aus 
und stellt sicher, daß die Produktionsfaktoren unter Berücksich- 
tigung dieser Gegebenheiten in effiziente Verwendungen ge- 
lenkt werden. Allerdings kann die Entwicklung und Industriali- 
sierung strukturschwacher Regionen durch überdurchschnitt- 
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liehe Strompreise behindert werden. Es ist jedoch denkbar, daß 
die regionale Wirtschaftsförderung auf längere Sicht zum Ab- 
bau der Strompreisdisparitäten beitragen kann, da erfolgreiche 
Entwickluhgs- und Ansiedlungsbemühungen eine Verbesserung 
der Abnahmeverhältnisse für die Elektrizitätswirtschaft bewir- 
ken können. Die Bundesregierung vertritt daher die Auffas- 
sung, daß mit den zu Frage 8 näher aufgjeführten Maßnahmen 
in möglichem Umfang zum Abbau der Disparitäten beigetragen 
wird. 


6. Kann die Bundesregierung die Berechnungen des Verbandes 
der Energie-Abnehmer (VEA) bestätigen, denen zufolge die 
höchsten Strompreise entlang der Achse Kiel - Berlin - Braun- 
schweig - Würzburg - Bamberg - Hof - Bayreuth - Passau fest- 
zustellen sind? 

7, Worin bestehen nach Ansicht der Bundesregierung die Gründe 
für die regionalen Strompreisdifferenzen? Liegen hierzu Ergeb- 
nisse bzw. Zwischenergebnisse des Bund-Länder-Arbeitskreises 
„Regionale Aspekte der Energiemarktentwicklung" vor? Wann 
wird der Arbeitskreis weitere Ergebnisse vorlegen? 

Die höchsten Strompreise sind hauptsächlich in Regionen mit 
niedriger Besiedlungs- und Abnahmedichte zu verzeichnen; 
hierzu gehört auch das Gebiet entlang der zitierten Achse Kiel- 
Passau. Die Ursachen hierfür sind vor allem aus der Unter- 
nehmens- und Versorgungsstruktur dieser Bereiche und den da- 
mit zusammenhängenden kostenmäßigen Auswirkungen abzu- 
leiten; unterschiedliche Gestehungs- und Verteilungskosten er- 
fordern unterschiedliche Strompreise. Eine relativ niedrige Be- 
siedlung, wie die des Zonenrandgebietes, führt im Vergleich zu 
den Ballungsgebieten mit hoher Abnahmedichte oder Industrie- 
räumen mit entsprechendem Verbrauch zu überproportional 
hohen Investitions- und Unterhaltungskosten im Verteilungs- 
bereich. Zusätzlich sind auf der Erzeugungsseite die Standort- 
nachteile bei der Primärenergieversorgung und der schlechtere 
Benutzungsgrad, z. B. größere Spitzenlastdeckung, zu berück- 
sichtigen. Dies ist auch das Ergebnis des Bund-Länder-Arbeits- 
kreises. Die Arbeiten dieses Kreises sind abgeschlossen und 
liegen den zuständigen Ministerien von Bund und Ländern vor. 


8. Welche Möglichkeiten gibt es seitens der Bundesregierung, um 
^ die regionalen Strompreisunterschiede abzubauen? 

Wie bereits zu den Fragen 3 und 4 dargelegt, haben sich die 
Strompreisdifferenzen erheblich vermindert. Dem weiteren Ab- 
bau regionaler Strompreisunterschiede sind aufgrund der struk- 
turellen Gegebenheiten Grenzen gesetzt. Der weitere Abbau 
kann dauerhaft nur durch eine Verbesserung der Erzeugungs- 
und Verteilungsbedingungen in den Regionen mit überdurch- 
schnittlichem Preisniveau erzielt werden. Hierzu trägt beispiels- 
weise der Zubau kostengünstiger Stromerzeugungsanlagen im 
Grundlastbereich bei. Dies war - wie bereits in der Antwort zu 
Frage 1 erwähnt - ein wichtiger Gesichtspunkt im Zusammen- 
hang mit dem weiteren Bau von Kernkraftwerken in der Zwei- 
ten Fortschreibung des Energieprogramms. Daneben können. 
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wie bereits zur Antwort der Frage 5 angedeutet, die derzeitigen 
Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur eventuell langfristig ausgleichend auf die Strompreise wir- 
ken. Die Bundesregierung bemüht sich darüber hinaus, in enger 
Kooperation mit den Energieaufsichtsbehörden der Länder 
durch gezielte Maßnahmen die Rationalisierung in der Elektri- 
zitätswirtschaft zu unterstützen. Hierzu zählt beispielsweise, 
daß neue Kraftwerke grundsätzlich erst ab einer gewissen Min- 
destgröße genehmigt werden, um die Kostendegression von 
Großanlagen zu nutzen. Ein weiteres Ziel ist die Vermeidung 
bzw. Reduzierung der teueren Spitzenstromerzeugung. Dieses 
Problem wird von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit 
den beteiligten Verbänden, der Elektrizitätswirtschaft und den 
Hochschulinstituten erörtert. Außerdem ist auf die erweiterte 
Beihilfe nach dem 3. Verstromungsgesetz sowie die seit dem 
1. Januar 1978 geltende regionale Differenzierung der Aus- 
gleichsabgabe hinzuweisen, womit zusätzlich die Belastungs- 
unterschiede abgebaut werden. Demgegenüber werden Maß- 
nahmen mit dem Ziel, in Regionen mit vergleichsweise günsti- 
gem Strompreisniveau die Wettbewerbsposition künstlich zu 
verschlechtern, abgelehnt. 


9. Hält die Bundesregierung die gesetzlichen Bestimmungen über 
die Bezuschussung der Stromtransportkosten und der Errich- 
tung neuer Kraftwerke auf Steinkohlebasis in revierfernen 
Ländern für ausreichend? 

Mit den Zuschüssen zu den Stromtransportkosten von Stein- 
kohlenstrom wird eine höhere Benutzungsdauer der revier- 
nahen Kraftwerke sowie die Lieferung des dort erzeugten Stro- 
mes zu konkurrenzfähigen Preisen in die revierfernen Gebiete 
ermöglicht. 

Um künftig eine regional gleichmäßige Verteilung der Kohle- 
kraftwerke zu erreichen, wird der Neubau von Steinkohlekraft- 
werken auch in revierfernen Gebieten durch die Verstromimgs- 
gesetze nachhaltig und ausreichend unterstützt. Neue Steinkoh- 
lekraftwerke werden mit einem Investitionskostenzuschuß von 
180 DM/kW gefördert, außerdem werden die Transportkosten 
der Steinkohle zu den Kraftwerken sowohl bei den Zuschüssen 
für den Mehrkostenausgleich der Kohle zum Heizöl als auch 
bei der Verbilligung auf den halben Kohlenpreis voll berück- 
sichtigt. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Effizienz des bisher 
bestehenden Systems der erweiterten Kohlefrachthilfe? Liegen 
seitens des Bund-Länder- Arbeitskreises „Regionale Aspekte der 
Energiemarktentwicklung" Ergebnisse bzw. Zwischenergebnisse 
hinsiditlidi einer Verbesserung des Systems der erweiterten 
Kohlefrachthilfe vor? 

Der Bund-Länder- Arbeitskreis hat sich mit dem Problem der 
unterschiedlichen Frachtkostenbelastungen für Kohle in der 
Stromerzeugung befaßt und auf die ausgleichende Wirkung 
durch den Mehrkostenausgleidi nach dem 3. Verstromungs- 
gesetz hingewiesen. 
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Was die sogenannte erweiterte Kohlefrachthilfe betrifft, so ist 
eine Änderung des Systems weder beantragt noch beabsichtigt. 
Diese nur im bayerischen Frachthilfegebiet zum teilweisen Aus- 
gleich der durch die Spaltung Deutschlands verursachten Strom- 
preismehrkosten eingeführten Frachthilfe kommt - auch im Hin- 
blick auf die kumulative Wirkung der Verstromungsgesetze - 
für einen generellen Strompreisausgleich nicht in Betracht. 


11. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Ausbau der 
Kernenergie zu im Hinblick auf den Abbau der Strompreis- 
disparitäten unter besonderer Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die Stromerzeugung aus Leichtwasserreaktoren zumindest 
im Grundlastbereich billiger ist als die Stromerzeugung aus 
deutscher Steinkohle in Reviernähe? 

Kernkraftwerke haben im Grundlastbereich bedeutende Kosten- 
vorteile; sie wirken daher Strompreisunterschieden entgegen. 
Allerdings decken sie nicht das g:esamte Spektrum der Strom- 
erzeugung (Grund-, Mittel- und Spitzenlast) ab. Beim energie- 
politisch notwendigen und erwünschten Zubau von Kohlekraft-- 
werken vor allem im Mittel- und Spitzenlas.tbereich wirken die 
neuen Verstromungsregelungen einer Verschärfung der Dis- 
paritäten entgegen. 
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